
trosicherheit wurden nicht eingehalten. Des-
wegen ist der Anfragende hier natürlich im
Recht, wenn er den Anschluss des Herds
verweigert hat. 
Elektroherde erfordern einen Drehstroman-
schluss für eine Strombelastbarkeit von
mindestens 20 A. Diese Forderung lässt sich
Abschnitt 5.2.5 in DIN 18015-1 [4] entneh-
men. Sie hat großes Gewicht und sollte stets
beachtet werden. Wenn diese seit September
2007 geltende Forderung eingehalten wird,
dann muss auch beim Anschluss aller drei 
Außenleiter der Querschnitt auf 5 x 2,5 mm2

erhöht werden. Dies lässt sich aus Tabelle 1
im Beiblatt 2 zu DIN VDE 0100-520 [5] für
die Referenzverlegearten B1, B2, T sowie E
entnehmen. In TAB 2000 und TAB 2007 wird
entsprechend Abschnitt 10.2.3 für alle Elek-
trowärmegeräte mit einer Bemessungsleis-
tung von mehr als 4,6 kW, zu denen auch
Elektroherde zählen, ein Drehstromkreis
gefordert. Mit dieser Aufteilung wird gemäß
Abschnitt 8, Stromkreisverteiler (3), in den
TAB eine gleichmäßige Aufteilung der Leistung
erreicht. Davon wird in VNB sowie vermutlich
auch im vorliegenden Fall abgewichen. Weil
der Herd an einen Einphasen-Wechselstrom-
kreis mit 3 x 2,5 mm2 angeschlossen wird,
erübrigt sich eine Parallelschaltung, sodass
diese unzulässige Ausführung gar nicht erst
auftreten kann. Zudem kann jederzeit pro-
blemlos eine Umschaltung auf Drehstrom
vorgenommen werden.
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Auslauf bestimmter
Lampentypen

? Als Mitarbeiter eines größeren Messe-
veranstalters bin ich zusammen mit

zwei weiteren Kollegen für das Betreiben der
elektrischen Anlagen verantwortlich. Hierzu
gehören auch die Beleuchtungsanlagen, mit
vielen unterschiedlichen Leuchtmitteln.  Je-
doch sind normale Glühlampen dabei eher
die Ausnahme. Weitaus häufiger werden
Halogenlampen und Halogenmetalldampf-
lampen mit Leistungen größer 80 W bis hin
zu 1000 W verwendet sowie in geringerem
Umfang auch solche mit Leistungen von
2000 W und 5000 W. 
Welche Leuchtmittel sind gemäß der neuen
EU-Richtlinie ab wann nicht mehr verfügbar
und welche Alternativen können dann an-
stelle der auslaufenden Lampentypen ver-
wendet werden?

! Die in der Anfrage erwähnte EU-Richtlinie
trägt den Titel „Verordnung (EG) Nr. 244/

2009 der Kommission vom 18. März 2009 zur
Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates im
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen
an die umweltgerechte Gestaltung von Haus-
haltslampen mit ungebündeltem Licht“. Sie
beinhaltet terminliche Vorgaben für den ge-
staffelten Auslauf von Glühlampen bzw. von
Halogen-Glühlampen mit Lichtstromwerten
von 60 lm bis 12000 lm, enthält allerdings
auch Vorgaben für die weitere Parameterver-
besserung bei verschiedenen Lampen bis zum
Jahr 2016. 
Wichtig für den Praktiker ist jedoch der Zeit-
raum vom 1.9. 2009 bis 1.9. 2012, da hier
durch den schrittweisen Wegfall vieler 
Typen von Glühlampen sowie von Halogen-
Glühlampen viel zu beachten bzw. „Vorsorge“
zu treffen ist. Dennoch ist das Ausphasen laut
Richtlinie nicht mit einem Anwendungsverbot
gleichzusetzen. Leider ist auch diese Richt- 
linie textlich so abgefasst, dass Praktiker sie
nicht unmittelbar auf den Typenbestand im 
eigenen Haus umsetzen können. Selbst in der
Lampenbranche kommt man ohne eine Art
„Übersetzungshilfe“ nicht aus, die genauer
beschreibt, was ab wann entfällt.
Für den vorliegenden Fall und auch für andere
große gewerbliche Nutzungen ist folgende Vor-
gehensweise sicherlich umsetzbar: Da die
Lampentypen der verschiedenen Hersteller
nicht immer deckungsgleich sind, sollten zu-
nächst die eingesetzten Lampentypen nach
Herstellern erfasst werden und bei diesen
dann gezielt nach den Auslaufterminen gefragt
werden – dies ist wohl auch rechtlich gesehen
vernünftig. In erster Linie sollte man das recht
bald für Glühlampen und Halogen-Glühlampen
tun, Entladungslampen sind derzeit noch nicht
so eng terminiert.
Für die bekannten „Halogen-Stäbe“ mit Sockel
R7s gilt unabhängig vom Hersteller schon
jetzt, dass die Sortimente 100 W bis 500 W

der Effizienzklasse D ab 1.9.2009 nicht mehr
im Handel sein werden. Wahrscheinlich sind in
der betreffenden Anlage auch Leuchten mit
300 W bzw. 500 W vorhanden – diese lassen
sich durch neue Typen mit Leistungen von 
230 W bzw. 400 W (mit gleicher Länge und 
auch nahezu gleichem Lichtstrom) ersetzen,
die bis zum Jahr 2016 noch „ungefährdet“
sind (Effizienzklasse C). R. Schnor

Rangordnung im 
technischen Regelwerk

? In einem Beitrag zum Thema „Arbeits-
stättenverordnung“ in [1] wird ausge-

führt, dass ein wesentliches Ziel der neuen
Arbeitsstättenverordnung darin besteht, zu
verhindern, „... dass von der Arbeitsstätte
eine Gefährdung für die Sicherheit und die
Gesundheit der Beschäftigten...“ ausgeht.
Basierend auf diesem Schutzziel sollen also
Regeln ausgearbeitet werden, die auf der
Grundlage des gesicherten Standes von
Wissenschaft und Technik (also des höchs-
ten technischen Standes) beruhen. Dies
steht allerdings in klarem Widerspruch zu
anderen Verordnungen, die ebenfalls relevant
für die Sicherheit von Arbeitnehmern im
Betrieb sind. 
Beispiel: Fast jeder Betrieb gibt Trinkwasser
ab, das von den Beschäftigten genutzt wird.
Das abgegebene Wasser muss also den Vor-
gaben der Trinkwasserverordnung 2001 ent-
sprechen. Diese verweist jedoch ausdrück-
lich auf die Einhaltung der „allgemein aner-
kannten Regeln der Technik“, d. h. hier findet
der aktuelle Stand von Wissenschaft und
Technik keine Beachtung. Jeder Betrieb ist
verantwortlich für die Qualität des von ihm
abgegeben Wassers, das frei von gesund-
heitsschädlichen Keimen sowie genusstaug-
lich und rein sein muss. Berücksichtigt der
Betrieb bei seiner Wasserinstallation also
den aktuellen Stand von Wissenschaft und
Technik, um größtmögliche Sicherheit für
seine Beschäftigten zu gewährleisten, erfüllt
er zwar die Vorgaben der Arbeitsstättenver-
ordnung, verletzt jedoch u. U. die Vorgaben
der Trinkwasserverordnung. Hält er sich bei
seiner Wasserinstallation an die allgemein
anerkannten Regeln der Technik, so werden
neue Erkenntnisse über Wasserhygiene nicht
berücksichtigt und er verletzt u. U. die Vor-
gaben der neuen Arbeitsstättenverordnung.
Wie ist diese Sachlage zu bewerten?

! Grundsätzliches. Die vorgetragenen Be-
denken sind dem Grundsatz nach nicht

unbegründet. Zur Abklärung ist es sinnvoll, zu-
nächst eine Begriffsdefinition voranzustellen.
Die Anforderungen der in Rechtsvorschriften
sehr unterschiedlich verwandten Klassifika -
tions-(Wertungs-) Merkmale sind folgende:
• „Allgemein anerkannte Regeln der Technik“

(z. B. der Sicherheitstechnik oder Arbeits-
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medizin) stehen in der Rangordnung auf der
untersten Stufe. Sie bilden den Maßstab,
was nach überwiegender Meinung der Mehr-
zahl von Fachleuten als zweckmäßig ange-
sehen werden kann und sich in der Praxis
bewährt hat. Sie sind Mindestanforderun-
gen bei der Entscheidung über Maßnahmen
zur Gewährleistung von Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz.

• „Stand der Technik“ (z. B. der Sicherheits-
technik oder Arbeitsmedizin) folgt in der
Rangordnung. Dieser Begriff wird allgemein
so definiert:  „... der Entwicklungsstand fort-
schrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder
Betriebsweisen, der die praktische Eignung
einer Maßnahme zum Schutz der Gesund-
heit der Beschäftigten gesichert erscheinen
lässt“. Bei der Bestimmung des Standes
der Technik sind vergleichbare Verfahren,
Einrichtungen oder Betriebsweisen heran-
zuziehen, die mit Erfolg in der Praxis erprobt
worden sind. Zur Bestimmung des fort-
schrittlichen Standes der Technik muss
auch „... der in der EU gegebene Stand der
Sicherheitstechnik...“ mit berücksichtigt
werden. Im Zuge der fortschreitenden Har-
monisierung entfällt zunehmend der Unter-
schied zwischen diesen beiden Begriffen.

• „Gesicherte arbeitswissenschaftliche Er-
kenntnisse“ sind in der Bewertungsskala
bei dem Begriff „Stand der Technik“ ange-
siedelt. Sie müssen, ebenso wie „Allgemein
anerkannte Regeln“, der herrschenden
Fachmeinung entsprechen und in der Praxis
erprobt sein. Das Merkmal „gesichert“ be-
deutet, dass sie unumstritten sind.

• „Stand von Wissenschaft und Technik“ 
(z. B. der Sicherheitstechnik oder Arbeits-
medizin) steht in der Wertungsskala ganz
oben. Es werden höchste Anforderungen an
das Sicherheitsniveau gestellt. Wissen-

schaftliche Erkenntnisse liegen diesen
technischen Regeln zugrunde.

Umsetzung. Die Arbeitsstättenverordnung [2]
findet ihre Begründung in dem § 18 des
Arbeitsschutzgesetzes [3]. In [3] wird der Ar-
beitgeber verpflichtet, „... bei Maßnahmen
des Arbeitsschutzes den Stand von Technik,
Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige
gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkennt-
nisse zu berücksichtigen ...“ (§ 4 Nr. 3). 
Entsprechend § 3, Abs. 1 [2] „... hat der
Arbeitgeber die vom Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit ... bekannt gemachten
Regeln für Arbeitsstätten zu berücksichti-
gen... Wendet der Arbeitgeber die Regeln
nicht an, muss er durch andere Maßnahmen
die gleiche Sicherheit und den gleichen Ge-
sundheitsschutz der Beschäftigten erreichen.“
Die Regeln für Arbeitsstätten werden vom Aus-
schuss für Arbeitsstätten erarbeitet ([3], § 7).
In der amtlichen Begründung des Ministe -
riums für Wirtschaft und Arbeit vom 12. August
2004 wird u. a. festgestellt:
„Zu § 3 (Einrichten und Betreiben von Arbeits -
stätten): Absatz 1 enthält die grundlegende,
an den Arbeitgeber gerichtete Verpflichtung,
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten
beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten zu gewährleisten. Die Verordnung ein-
schließlich ihres Anhanges enthält dazu ver-
bindliche Anforderungen.“
Die von dem Ausschuss für Arbeitsstätten
erarbeiteten und durch das Bundesministe -
rium für Wirtschaft und Arbeit bekannt gege-
benen Technischen Regeln konkretisieren
beispielhaft die in der Verordnung genannten
Schutzziele auf Grundlage des gesicherten
Standes von Wissenschaft und Technik. Die
Einhaltung des Technischen Regelwerkes be-
wirkt die Vermutung zugunsten des Rechts-
anwenders, dass die in der Verordnung dies-

bezüglich gestellten Anforderungen erfüllt
sind.
Hier werden somit vergleichbare Anforderun-
gen gestellt, wie sie auch schon im Arbeits-
schutzgesetz [3] beschrieben sind. Anderer-
seits ist zu erwarten, dass der Ausschuss für
Arbeitsstätten entsprechend den ihm vom Ver-
ordnungsgeber in der Begründung zur Arbeits-
stättenverordnung genannten Vorgaben bei
seiner Arbeit den erforderlichen Praxisbezug
mit berücksichtigt, sodass Divergenzen zu 
anderen Regelungen vermieden werden. 
Verbindlichkeit. Technische Regeln zu Verord-
nungen sind gemäß Arbeitsschutzgesetz [3]
nicht absolut verbindlich. Sie konkretisieren
eine Verordnung hinsichtlich der Ermittlung
von Gefährdungen sowie der Ableitung von 
geeigneten Maßnahmen und schaffen für den
Arbeitgeber die Vermutung, die Vorgaben der
Verordnung eingehalten zu haben. Wählt der
Arbeitgeber eine andere Lösung, hat er die
gleichwertige Erfüllung der Verordnung schrift-
lich nachzuweisen.
Im vorliegenden konkreten Fall ist es sicher
zweckmäßig, die für Trinkwasser- und Arbeits-
stättenverordnung zuständigen Gremien auf
die Notwendigkeit sinnvoller praxisbezogener
Formulierungen bei der Arbeit am jeweiligen
speziellen Regelwerk hinzuweisen, um künftig
mögliche Schwierigkeiten zu vermeiden.
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